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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 

Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. nimmt den Haushaltsplanentwurf 2018 (HE 2018) zur Kenntnis; bedauert die gegenüber 

2017 vorgenommene Kürzung der Verpflichtungsermächtigungen (VE) und 

Zahlungsermächtigungen (ZE) in Rubrik III; betont, dass diese Kürzungen nicht mit den 

Verzögerungen bei der Durchführung der vereinbarten Maßnahmen begründet werden 

können; begrüßt die Aufstockung der Rubrik III um weitere 817,1 Mio. EUR über deren 

Obergrenze hinaus durch Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments; hebt hervor, 

dass der vorgeschlagene Ausgabenumfang nicht ausreichen wird, um den Bedarf der 

Union in den Bereichen Migration und Sicherheit zu decken;  

2. ist der Ansicht, dass die umfangreichen Mittelkürzungen (49,7 % bei den ZE) für den 

Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) Bedeutung und Dringlichkeit der 

politischen Ziele des AMIF untergraben; ficht die Behauptungen der Kommission im 

HE 2018 an, die ihre geplante Kürzung der Finanzmittel des AMIF begründen; begrüßt 

den Vorschlag der Kommission, grundlegende Tätigkeiten zu verstärken, einschließlich 

der Zuweisung von Haushaltsmitteln für eine verbesserte Zusammenarbeit bei Rückkehr 

und Rückübernahme mit Drittländern; ist besorgt, dass der Bedarf für die Aufnahme, 

die Betreuung und die Integration von Asylbewerbern von der Kommission 

möglicherweise unterschätzt wird; betont, dass die Sicherheit für diejenigen, die in der 

Union Schutz suchen, nicht durch Haushaltskürzungen beeinträchtigt werden sollte; 

3. ist der Ansicht, dass mangels einer Einigung über die Überarbeitung der Dublin-

Verordnung1 die Umsiedlungen über September 2017 hinaus fortgeführt werden sollten, 

und hält dies in Anbetracht einer fairen Lastenteilung und der Solidarität zwischen den 

Mitgliedstaaten für erforderlich; 

4. fordert die Kommission auf, ein Berichtigungsschreiben vorzulegen, sobald die 

Rechtsgrundlagen der Europäischen Migrationsagenda, vor allem der Reform der 

Dublin-Verordnung, des Einreise-/Ausreisesystems, des Europäischen 

Reiseinformations- und -genehmigungssystems und des Europäischen 

Unterstützungsbüros für Asylfragen (EASO), angenommen wurden, unter umfassender 

Berücksichtigung der damit verbundenen finanziellen Auswirkungen, um eine 

angemessene und rasche Finanzierung einer wirksamen Europäischen Asyl- und 

Migrationspolitik sicherzustellen; 

5. weist darauf hin, dass eine faire und transparente Aufteilung der Mittel auf die 

verschiedenen Ziele des AMIF in den Verhandlungen mit Blick auf die Annahme dieses 

Fonds eine Priorität des Europäischen Parlaments darstellte; fordert die Kommission 

daher auf, die Zahl der Haushaltslinien des AMIF zu erhöhen, um eine bessere 

                                                 
1  Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 

2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der 

für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 

Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (ABl. L 180 vom 

29.6.2013, S. 31). 
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Lesbarkeit und Transparenz dahingehend zu erleichtern, wie für verschiedene Ziele und 

somit für diese Haushaltslinien zugewiesene Finanzmittel ausgegeben werden sollen; 

fordert die Kommission insbesondere auf, in allen künftigen Haushaltsplanentwürfen 

zwischen Ausgaben für den Ausbau fairer Rückführungsstrategien und solchen für 

legale Zuwanderung und die Förderung der wirksamen Integration von 

Drittstaatsangehörigen zu differenzieren, wie es der Ausschuss für bürgerliche 

Freiheiten, Justiz und Inneres in seinen Stellungnahmen zu den Haushaltsplänen für 

2015 und 2016 vorgeschlagen hat; 

6. bekräftigt, wie wichtig es ist, gezielt Mittel bereitzustellen, um die eigentlichen 

Ursachen der Migrations- und Flüchtlingskrise anzugehen; betont, dass aus dem 

Haushalt der Union zu diesem Zweck Maßnahmen in den Herkunftsstaaten der 

Migranten sowie in den Aufnahmestaaten von Flüchtlingen finanziert werden sollten, 

darunter auch, aber nicht nur Maßnahmen zur Bewältigung von Armut und 

Arbeitslosigkeit, für Bildungs- und wirtschaftliche Möglichkeiten sowie gegen 

Instabilität, Konflikte und Klimawandel; 

7. unterstreicht die bedeutende Rolle von Organisationen der Zivilgesellschaft bei der 

Rettung der Leben von Migranten und Asylsuchenden an den Außengrenzen sowie bei 

Schutz, Förderung und Durchsetzung ihrer Rechte; fordert, dass mehr finanzielle 

Unterstützung geleistet wird, um die Aktivitäten der Zivilgesellschaft zu stärken; 

8. bedauert die umfangreichen Mittelkürzungen für den Fonds für die innere Sicherheit 

(ISF) (35,6 % bei den ZE); betont, dass angesichts der andauernden Gefahren für die 

innere Sicherheit in der Union die Finanzausstattung des ISF ausreichen sollte, um die 

Mitgliedstaaten beim Umgang mit den Gefahren für die innere Sicherheit, insbesondere 

grenzüberschreitender organisierter und schwerer Kriminalität, Terrorismus und 

Cyberkriminalität, zu unterstützen; unterstreicht, dass für Maßnahmen zur Verbesserung 

des Informationsaustauschs und zur Bekämpfung von Cyberkriminalität ausreichende 

Mittel bereitgestellt werden müssen;  

9. begrüßt die Finanzierung der Instrumente für Soforthilfe im AMIF (EMAS) und für 

humanitäre Soforthilfe innerhalb der Union (ESI) im Umfang von 50 Mio. EUR bzw. 

200 Mio. EUR;  

10. nimmt die vorgeschlagenen Mittelanhebungen im HE 2018 für Ausgaben und 

Stellenpläne für alle Agenturen im Bereich Justiz und Inneres zur Kenntnis, die mit 

„neuen Aufgaben“ betraut wurden; bedauert jedoch, dass die vorgeschlagenen 

Erhöhungen niedriger ausfallen als von den meisten Agenturen beantragt; betont die 

Bedeutung von Personalaufstockungen für eu-LISA, Eurojust, CEPOL und Europol; 

fordert Mittelaufstockungen für Eurojust aufgrund der gestiegenen Anforderungen für 

die justizielle Zusammenarbeit in der Union, insbesondere angesichts der Errichtung 

einer Europäischen Staatsanwaltschaft, ohne dass sich dies auf die Mittelausstattung der 

anderen Agenturen im Bereich Justiz und Inneres auswirkt, fordert darüber hinaus 

zusätzliche Finanzmittel für Europol in Anbetracht der gestiegenen Arbeitsbelastung der 

Agentur; betont, dass die zusätzlichen Finanzmittel für Europol und Eurojust in die 

Finanzierung gemeinsamer Ermittlerteams investiert werden sollten; begrüßt die 

Mittelaufstockung für den Europäischen Datenschutzbeauftragten mit Blick auf die 
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Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung1; fordert, für das EASO zusätzliche 

Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen, um ein verstärktes Mandat zu unterstützen und 

das EASO in eine vollwertige Agentur umzuwandeln, die in der Lage ist, den 

Mitgliedstaaten die erforderliche operative und technische Unterstützung zu leisten; 

fordert, für die Grundrechte-Agentur zusätzliche Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen; 

bedauert, dass das Mandat der Grundrechte-Agentur ihre Rolle bei der Unterstützung 

der Grundrechte immer noch beschränkt; betont, dass die Grundrechte-Agentur in der 

Lage sein sollte, aus eigener Initiative Stellungnahmen zu Legislativvorschlägen 

abzugeben, und dass sich ihr Mandat auf alle Arten von im Rahmen der Grundrechte-

Charta der Europäischen Union geschützten Rechten erstrecken sollte, darunter z. B. 

Fragen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit; 

11. weist darauf hin, dass der Vorschlag der Kommission im dritten Jahr in Folge keine 

Marge unter der Obergrenze der Rubrik III belässt, was den veralteten Umfang der 

kleinsten Rubrik des MFR zeigt, wie vom Europäischen Parlament im Rahmen der 

Halbzeitüberprüfung angemerkt; 

12. stellt fest, dass Eurojust derzeit eine erhebliche Zunahme der Arbeitsbelastung sowie 

der Komplexität und Anzahl der Fälle verzeichnet, die in den vergangenen fünf Jahren 

um 100 % gestiegen ist; bedauert daher die Kürzungen der operativen Mittel und der 

Personalausstattung von Eurojust; betont, dass eine angemessene Finanzierung von 

Eurojust notwendig ist, damit die Agentur ihre entscheidende Aufgabe bei der 

Förderung der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen wirksam erfüllen kann; 

fordert nachdrücklich, die für die gemeinsamen Ermittlerteams veranschlagten Mittel 

wegen des erheblichen Anstiegs grenzüberschreitender Straftaten zu erhöhen und die 

Verwendung der Mittel zu vereinfachen und flexibler zu gestalten; 

13. fordert mehr Mittel, um das Phänomen der Radikalisierung zu bekämpfen, das zu 

gewaltsamem Extremismus innerhalb der Union führt; vertritt die Auffassung, dass dies 

durch die Förderung von Integration und die Bekämpfung von Diskriminierung, 

Rassismus und Fremdenfeindlichkeit erreicht werden kann. 

                                                 
1  Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 

2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 

zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1). 
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